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Vorwort

„Die Tatsache, daß der Grund und Boden unvermehrbar und unentbehrlich ist, verbietet
es, seine Nutzung dem unübersehbaren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des
Einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte Rechts- und Gesellschaftsordnung
zwingt vielmehr dazu, die Interessen der Allgemeinheit beim Boden in weit stärkerem
Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen Vermögensgütern.“ (BVerfGE 21, 73 [82])

Dieser Passus stammt aus einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aus
dem Jahr 1967. Im Jahr 2021, als ich den Grundstein für mein Promotionsvor-
haben legte, hatte er an Aktualität nicht eingebüßt; vielmehr hat er hieran noch
gewonnen. Damals las ich, zunächst beiläufig, bald aber mit wachsendem Inter-
esse eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (4 C 1/20), die sich mit
Vorkaufsrechten auf „Milieuschutzgebieten“ beschäftigte – ein Thema, das das
universitäre Curriculum nicht umfasste und mir wohl deshalb etwas randständig
vorkam. Mein erster Eindruck erwies sich rasch als falsch. Je länger ich las, desto
mehr Fragen kamen auf: Was genau ist ein „Milieu“? Weshalb und auf welchem
Wege wird es rechtlich geschützt? Seit wann wird sozialer Erhaltungsschutz im
Städtebaurecht praktiziert? Und überhaupt: Was verstehen wir, die Rechtsge-
meinschaft, unter einem sozialen Baurecht? Obschon die Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts methodisch einwandfrei erschien, wuchs in mir ein zu-
nächst unerklärliches Störgefühl. Ich konnte die Entscheidung partout nicht mit
den Wertungen des Bundesverfassungsgerichts in Einklang bringen, die sie in
dem Zitat ausdrückten, das diese Arbeit eröffnet. Vier Jahre suchte ich nach
Antworten auf meine Fragen. Diejenigen, die ich gefunden habe, darf ich in
diesem Buch teilen. Eine möchte ich vorwegnehmen: Es ist angezeigt, sich auf das
Zitat des Bundesverfassungsgerichts zurückzubesinnen und das Städtebaurecht
wieder als ein soziales Städtebaurecht zu verstehen.

Diese Arbeit wurde im Januar 2024 an der Juristischen Fakultät der Leibniz
Universität Hannover eingereicht. Die Disputation fand am 28. Februar 2026
statt. Im Zuge der Überarbeitung der Arbeit konnten Gesetzesänderungen, Li-
teratur und Rechtsprechung bis Februar 2026 berücksichtigt werden. Gefördert
wurde die Entstehung dieser Arbeit durch die Friedrich-Ebert-Stiftung sowie ihre
Drucklegung durch die großzügigen Druckkostenzuschüsse der Fazit Stiftung
und der Dr. Giesing Stiftung. Die Veröffentlichung im freizugänglichen Format
verdanke ich dem Niedersächsischen Open Access Fonds NiedersachsenOPEN.

Mein besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Hermann Butzer, dessen heraus-
ragende Betreuung über die gesamte Promotionszeit hinweg eine tragende Säule
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für die Entstehung dieser Arbeit war. Sein genuines Interesse an meiner For-
schung, seine allzeitige Gesprächs- und Diskussionsbereitschaft und seine akri-
bischen Korrekturen leiteten mich durch den Entstehungsprozess. Am höchsten
aber schätze ich seine gezielte Widerrede, die mich dazu zwang, meine Argumente
zu schärfen und auszudifferenzieren. Herzlich danken möchte ich auch Herrn
Prof. Dr. Timo Rademacher, M.Jur. (Oxford), für die zügige Erstellung des
Zweitgutachtens und für seine konstruktive Kritik, die mir nicht nur die Über-
arbeitung meines Manuskripts zur Drucklegung erleichterte, sondern von der die
Arbeit auch inhaltlich profitierte. Zuletzt danke ich Herrn Prof. Dr. Volker
Wiese, LL.M. (McGill), der als Vorsitzender der Prüfungskommission für die
denkbar angenehmste Atmosphäre für anregende Diskussionen sorgte. Den Her-
ren Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Kahl, M.A., Prof. Dr. Jens-Peter Schneider, Prof.
Dr. Ferdinand Wollenschläger danke ich für die Aufnahme meiner Arbeit in ihre
Schriftenreihe.

Den zuweilen herausfordernden Weg zur Promotion hätte ich nicht im selben
Tempo, nicht mit derselben Ausdauer und gewiss nicht mit derselben Leichtigkeit
und Freude beschritten, hätte ich nicht so großartige Wegbegleiterinnen an mei-
ner Seite gehabt. Der erste unter ihnen ist mein geschätzter Freund Niels Kurth,
der mich im Zuge unserer gemeinsamen Lehrstuhltätigkeit im Jahr 2019 unter
seine Fittiche nahm und mich erstmals an das wissenschaftliche Arbeiten heran-
führte. Unsere geteilte Erfahrung als Coaches des Willem C. Vis Moots brachte
mehrere Generationen engster Freundschaften hervor, die mich über die gesamte
Studien- und später Promotionszeit begleiten sollten: Aus erster Generation
seien zu nennen Gerrit Ippen, in zweiter Generation Dennis Löher, Lisbeth Kauf-
holz und Frederike Bock, in dritter Generation Vanessa Tran und Ophelia Hook
sowie in jüngster Generation Chaya Bartels und Tobias Bremer. Ihnen sowie
meiner guten Freundin Marie-Luise Mehrens gebührt mein Dank für die jahre-
lange Begleitung und unermüdliche Unterstützung in allen meinen Vorhaben.

Besonderen Dank und besondere Anerkennung möchte ich meinem langjäh-
rigen Freund Moritz Bierich aussprechen, der die Geburtsstunde dieses Vorha-
bens miterlebte und mich seither mit geduldigem Rat, hilfreichen Anmerkungen
und der tatkräftigsten Unterstützung begleitet hat.

Mein herzlicher Dank gilt außerdem meinen engsten Freunden Dr. Annalena
Mayr, Anton Weniger und Lea Köhne, deren Klugheit und Sachverstand nur
durch ihren Rückhalt, ihren Witz und ihre Schlagfertigkeit übertroffen wird.
Ohne ihre Anregungen und ihren Rat wäre diese Arbeit nicht zu dem geworden,
was sie heute ist. Sara Ludwig, die ich – viel zu spät – auf einer Konferenz im
Jahr 2023 kennenlernen durfte, danke ich für ihren Zuspruch und ihr waches
Auge bei der Durchsicht meiner Arbeit. Unsere Verbindung verdanke ich Dr. Su-
sann Brackmann, die mich seit meiner ersten wissenschaftlichen Mitarbeit geför-
dert und mir von Anfang an größtes Vertrauen entgegengebracht hat. Ohne die-
ses Vertrauen und ihre bedingungslose Unterstützung hätte ich diese Arbeit nie-
mals schreiben können.
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Besonderer Dank gebührt Emma Sammet und Laetitia Bornscheuer stellver-
tretend für alle Mitglieder des Netzwerks Wohnen im Recht, das mir ein wertvolles
Forum für einen anregenden Gedankenaustausch war.

Zuletzt danke ich meinem Partner Robin Beglinger dafür, dass er mit tiefster
Geduld und zugleich größter Zuversicht an meiner Seite stand. Sein Verständnis
für mich und sein Glauben an mich gaben mir den Rückhalt und das Selbstver-
trauen zum Abschluss dieser Etappe unseres gemeinsamen Weges.

Mein größter Dank aber gilt meiner Mutter und Großmutter. Bei ihnen sto-
ßen alle Worte, um Dankbarkeit, Ehrfurcht und Respekt auszudrücken, an ihre
Grenzen. Ich verdanke ihnen schlichtweg alles. Ihnen ist dieses Buch gewidmet.

Berlin, den 28.4.2026
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Einführung: Das „Milieu“ im Recht

Wohnen ist gleichzeitig menschliches Grundbedürfnis und wirtschaftliches Gut.
Daraus ergibt sich mit Blick auf Art. 14 Abs. 2 GG eine – auch im Vergleich zu
anderen im Privateigentum stehenden Gütern – besondere Spannungslage zwi-
schen privaten und öffentlichen Nutzungszielen. Im Fall des Eigentums an
Grund und Boden ist dieser Konflikt von besonderer Virulenz, weil der Boden
kein ordinäres Gut ist, sondern eine „unvermehrbare und unentbehrliche“1 Res-
source. Gesetzgeber und Gerichte haben Fragen zur Verteilung und Nutzung von
Grund und Boden deshalb seit jeher mit großer Behutsamkeit verhandelt und das
Verhältnis von Privatnützigkeit und Gemeinwohl im Wandel der gesellschaftli-
chen Verhältnisse beständig neu austariert. Auch die Exekutive hat im Bestreben,
eine sozialgerechte Bodenordnung herzustellen, diverse bodenordnende Maß-
nahmen unternommen.

Unter dem Eindruck der anhaltenden Urbanisierung werden alle drei Staats-
gewalten allerdings zusehends vor ungeahnte Herausforderungen gestellt.2 Stei-
gende Baulandpreise3 und Mietzinsen,4 die wachsende Mietbelastungsquote5 und

1 BVerfGE 21, 73 (82): „Die Tatsache, dass der Grund und Boden unvermehrbar und
unentbehrlich ist, verbietet es, seine Nutzung dem unübersehbaren Spiel der Kräfte und dem
Belieben des Einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte Rechts- und Gesellschaftsord-
nung zwingt vielmehr dazu, die Interessen der Allgemeinheit in weit stärkerem Maße zur
Geltung zu bringen als bei anderen Vermögensgütern.“

2 Nach UN-Prognosen werden zwei Drittel der Weltbevölkerung im Jahr 2050 in Städten
leben, UN HABITAT, World Cities Report 2022, S. 17; UN HABITAT, State of the World’s
Cities 2010/11, 2008, S. 9; UN DESA, The World Urbanization Prospects: The 2018 Revision,
2018, S. 21; konkret für Deutschland bedeutet dies über 60 Mio. Einwohner im urbanen
Raum, UN DESA, The World Urbanization Prospects: The 2014 Revision, S. 223.

3 Destatis, PM Nr. 404 v. 26.8.2021; Destatis, Serie 17, Reihe 4, 8/2022, S. 39; Krieger/
Kortmann/Kott/Schöneich, Datenreport 2021, 7.1 Wohnen, S. 266.

4 Zum Mietindex: Destatis, Wohnungsmietindex, https://de.statista.com/statistik/daten/st
udie/70132/umfrage/mietindex-fuer-deutschland-1995-bis-2007/.

5 Die Mietbelastungsquote übersteigt bei 40 Prozent der Großstadthaushalte die Leis-
tungsgrenze; bei Haushalten unter der Armutsgrenze (= 60 Prozent unter dem mittleren be-
darfsgewichteten Nettoeinkommen) sind es 53 Prozent, Holm/Junker, Die Wohnsituation in
deutschen Großstädten – 77 Stadtprofile, 2019, S. 9, 19; wiederum 13 Prozent der Haushalte
fallen nach Mietabzug unter das Existenzminimum, Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan,
Muster sozialer Ungleichheit der Wohnversorgung in deutschen Großstädten, 2021, S. 80;
58 Prozent der Bevölkerung empfinden Wohnkosten als „gewisse finanzielle Belastung“,
13 Prozent als „große Belastung“, Krieger/Kortmann/Kott/Schöneich, Datenreport 2021, 7.1
Wohnen, S. 266.
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2 Einführung: Das „Milieu“ im Recht

die sich mit der heterogenen Nachfrageentwicklung regional ausweitende Woh-
nungsbaulücke6 ziehen Prozesse der Suburbanisierung7, Gentrifizierung8 und
Segregation9 nach sich, die vielerorts als „Mainstream“ Breitenwirkung entfalten
– mit unterschiedlichen sozialräumlichen Konsequenzen.10

Die mittlerweile typisierten Phänomene von Gentrifizierung und Segregation
folgen zwar primär aus einer fehlgeleiteten Boden- und Wohnraumpolitik des
späten 20. Jahrhunderts in Westdeutschland,11 die sich mit der Wiedervereinigung
Deutschlands und über die Jahrtausendwende hinaus auch in den neuen Bun-
desländern fortsetzte,12 zugleich sind Gentrifizierung und Segregation aber aus
rechtswissenschaftlicher Perspektive als das Resultat verfassungsrechtlich be-
gründeter „siegreicher Eigentumspositionen“13 auf dem Feld des Bodenmarkts
relevant.

Rechtlich steht die vielfach als „neue soziale Frage“14 betrachtete Problematik
um die sozialverträgliche Stadtentwicklung im Brennpunkt von Eigentumsga-
rantie und gemeinwohlorientierter Bodennutzung.15 Daher wird das Wohnungs-

6 Zur Regionalität der Defizite Ehrentraut/Koch, Wohnraumbedarf in Deutschland –
Wohnungsbautag vom 22.6.2017, S. 5 f.; empirica, Herausforderungen und Perspektiven für
den deutschen Wohnungsmarkt, 2017, S. 2, 13; Holm/Lebuhn/Junker/Neitzel, Wie viele und
welche Wohnungen fehlen in deutschen Großstädten, 2018, S. 72; Kühling, NZM 2020, 521
(521).

7 Dazu Breuer, in: BMBau (Hrsg.), Schriftenreihe 02 „Stadtentwicklung“, Heft
Nr. 02.034, 1985, S. 7.

8 Der Begriff „Gentrification“ geht auf Ruth Glass zurück, die ihn zur Beschreibung der
Verdrängung finanzschwächerer Bewohner durch wohlhabendere Bevölkerungsteile („lan-
ded gentry“) aus Londoner Stadtteilen prägte, Glass, in: Brown-Saracino (Hrsg.), The Gen-
trification Debates, 2010, S. 19 (22 f.); näher unter S. 20.

9 Instruktiv Ramsauer, Steuerung sozialer und ethnischer Segregation durch städtebauli-
che Planungsinstrumente, 2018.

10 Übersicht bei Holm, IzR 2014, 277 (278); dezidiert zu diesen Konsequenzen sogleich
noch auf S. 26–29.

11 Speziell zum strukturellen Umbruch im Wohnungswesen der DDR, Borst, in: Häußer-
mann/Neef (Hrsg.), Stadtentwicklung in Ostdeutschland, 1996, S. 107.

12 Die gesamte Entwicklung der Wohngesetzgebung seit dem 19. Jahrhundert abbildend
und kritisch erörternd Sammet, Das Gesetz des Wohnungsmarktes, 2025, S. 64 ff.

13 Breuer, Die Bodennutzung im Konflikt zwischen Städtebau und Eigentumsgarantie,
1976, S. 2.

14 Zuletzt in der Regierungserklärung des amtierenden Bundeskanzlers Friedrich Merz
vom 14.5.2025: „Eine der wichtigsten sozialen Fragen unserer Zeit – darauf muss ich selbst-
verständlich heute eingehen – ist bezahlbares Wohnen. Ob für Familien und Rentner mit
kleinem Einkommen oder für junge Menschen gerade in den Ballungszentren: Wohnraum
muss bezahlbar bleiben. Und dort, wo die Preise bereits zu weit gestiegen sind, muss er wieder
bezahlbar werden.“, Bulletin der Bundesregierung Nr. 34.4 vom 14.5.2025; aus der Wissen-
schaft statt vieler hier nur Schollmeier, Gewährleistung von angemessenem und bezahlbarem
Wohnraum als Verfassungsfrage, 2020, S. 29, 40; Köster, ZRP 2022, 79 (79); Ahlert/Bach-
mann/Bäckermann et al., sub/urban 2018, 205 (205).

15 Hierneben gewinnen ökologische Interessen zunehmen an Bedeutung, so beispielsweise
zur Klimakatastrophe als größte Herausforderung der Stadtpolitik, UN HABITAT, Cities
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versorgungsdefizit von mancher Seite auch weniger als ein Knappheits- denn als
ein Eigentumsstrukturproblem betrachtet.16

Ein Aspekt dieser „neuen sozialen Frage“ kursiert in der rechtspolitischen
Debatte unter dem geflügelten Wort „Milieuschutz“. Gemeint ist damit meist der
Schutz einer in einem bestimmten städtischen Gebiet angesiedelten Wohnbevöl-
kerung vor Verdrängung aus finanziellen Gründen („Gentrifizierung“17). Zwar
ist die Bezeichnung „Milieu“ den Gesetzestexten fremd, doch hat sich der Ter-
minus für das Instrument der sozialen Erhaltungssatzung (§ 172 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2, Abs. 4 BauGB) etabliert, die landläufig unter der Bezeichnung „Milieu-
schutzsatzung“ firmiert.18 Als solche fungiert sie – vor allem in Zusammenschau
mit dem kommunalen Vorkaufsrecht (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Var. 2 BauGB)19 – als
Projektionsfläche für typische verfassungsrechtliche Konflikte im Bereich des
sozialen Bodenrechts.20 Wofür der Begriff „Milieu“ aber steht und was „Mili-
euschutz“ konkret bedeutet,21 weshalb dieser legitim ist, und auf welche Weise er
praktiziert wird oder praktiziert werden sollte, ist bislang nicht besprochen.

Dies gab den Anlass zu einer eingehenden Untersuchung, was das Milieu ist
und weshalb Milieuschutz betrieben wird beziehungsweise betrieben werden soll.
Im Laufe der Untersuchung hat sich herausgestellt, dass sich hinter dem nur
vermeintlich griffigen Schlagwort „Milieuschutz“ tatsächlich eine komplexe
Rechtsmaterie verbirgt. Diese Komplexität ist Reflex des Umstands, dass die
soziale Stadtplanung den Menschen in seiner gesamten vielschichtigen Existenz
betrifft. Die Verhandlung von „Wohnraum“ im Spannungsfeld zwischen mensch-
lichem Grundbedürfnis, warenförmigem und marktbestimmtem Produkt sowie
materiell-ökologischer Ressource erhebt den Milieuschutz zu einer gesamtgesell-
schaftlichen Herausforderung mit erheblicher sozialer Sprengkraft.

and Climate Change, Global Report on Human Settlements, 2011; hierzu im Raumord-
nungsrecht: Schmidtchen, Klimagerechte Energieversorgung im Raumordnungsrecht, 2014;
Kassimowa, Klimaschutz durch Raumordnungsrecht, 2019.

16 Zu den Eigentumsstrukturmodellen am Beispiel von Berlin siehe Hölzl/Nuissl, APuZ
Bauen und Wohnen, 51–52/2022, S. 36 (36 ff.).

17 Definitorisch hierzu sogleich noch dezidiert unter S. 20 sowie Fn. 1112.
18 So bereits zu § 39h Abs. 3 BBauG, Difu, NVwZ 1985, 813 (813).
19 Dezidiert zum Vorkaufsrecht im Allgemeinen auf S. 263 ff. sowie zum Vorkaufsrecht auf

dem Gebiet der Milieuschutzsatzung im Besonderen auf S. 111 ff.
20 Hierzu die nach wie vor aktuelle Bürgerinitiative „Neues Vorkaufsrecht Jetzt!“ https://ne

ues-vorkaufsrecht.jetzt/.
21 „Milieu“ wird im Duden definiert als „soziales Umfeld, Umgebung, in der ein Mensch

lebt und die ihn prägt“, Duden, 28. Aufl. 2020; „Milieuschutz“ als „Gesamtheit kommunal-
politischer und stadtplanerischer Maßnahmen zur Vermeidung der Gentrifizierung in einem
bestimmten Stadtgebiet“, ebd.
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A. Kontextualisierung und Problemaufriss

Das „Milieu“ ist weder legaldefiniert noch haben Rechtsprechung1 oder Litera-
tur2 eine Formel zur Erfassung dieses Phänomens entwickelt. Allgemein sucht
man eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem Begriff „Milieu“ in rechtswis-
senschaftlichen Werken vergebens.3

Anders stellt es sich in der (Stadt-)Soziologie sowie in den mit der städtischen
Planung befassten Wissenschaften (insbesondere der Stadtplanung, Regional-
planung, Regionalökonomie und Architektur) dar, die sich begriffsprägend mit
dem Milieu auseinandergesetzt haben.4

Die Forschungsgemeinschaft der Planungs- und Sozialwissenschaften hat sich
aus theoretischer, wie aus praktischer Perspektive dafür interessiert, ob und
wann ein „Milieu“ in seinen Strukturen schutzwürdig ist. Ihre anschlussfähigen
Erkenntnisse und Modelle wurden grundsteinlegend für die Erarbeitung und
Auslegung von Rechtsnormen im Bereich des Städtebaurechts.5 Unter ihrem
Eindruck soll eine definitorische Annäherung an den Begriff „Milieu“ erfolgen ,
indem die Genese des Milieubegriffs nachgezeichnet wird, um im Anschluss die
für den „Milieuschutz“ relevanten stadttheoretischen Grundannahmen und em-
pirischen Grundlagen darzulegen.

1 Eine für Missverständnisse anfällige Entscheidung des BVerwG ausgenommen, zu der es
verkürzt heißt, das allgemeine Bauplanungsrecht leiste keinen Milieuschutz, siehe Berke-
mann, ZfBR 2021, 611 (617) zu BVerwG, Urt. v. 23.8.1996 – 4 C 13/94, NVwZ 1997, 384 (388),
ging es in dem Urteil doch lediglich um die Genehmigung für die vorübergehende Unterbrin-
gung von Asylbewerbenden.

2 Zu § 39h Abs. 3 BBauG als „Milieuschutzsatzung“, Difu, NVwZ 1985, 813 (813).
3 Zu Forschungsstand und -desiderat zum „Milieu“ auf S. 12 ff.
4 Exemplarisch für eine eher stiefmütterliche Berücksichtigung sozialer Belange, auch in

der Stadtsoziologie und -planung, steht die Tatsache, dass Pfeil in der ersten Auflage ihrer
„Großstadtforschung“ auf eine Darstellung der Chicagoer Schule verzichten musste, weil ihr
die Literatur nicht zur Verfügung stand, siehe Korte, Stadtsoziologie, 1986, S. 100.

5 Andernfalls besteht das Risiko, dass „Milieuschutzinstrumente“ mit diffusen Argumen-
ten implementiert und eingesetzt werden, so Kühling, NZM 2020, 521 (523), der dem Miet-
NovG (BT-Drucks. 18/3132, S. 11 ff.) und dem MietRÄndG (BT-Drucks. 17/11894) pau-
schalisierende Verweise auf Gentrifizierungsprozesse, steigende Mieten und das Nahziel der
Dämpfung der Wiedervermietungsmieten vorwirft, ebd., Fn. 14.
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I. „Milieu“ – Genese des Begriffs in der
Sozial-, Stadt- und Raumforschung

Etymologisch geht das „Milieu“ auf einen altfranzösischen Begriff der Mechanik
für „die Umgebungsmaterie eines Körpers“ zurück, der sich in späteren Jahren
zu einem Fachbegriff der Biologie entwickelte, der so viel bedeutet wie „die Um-
gebung eines Organismus.“6 Später ist der Begriff den Naturwissenschaften ent-
lehnt worden, um gesellschaftliche Zusammenhänge zu beschreiben, mithin die
Umwelt des Menschen. Konkret war es Émile Durkheim, der das „soziale Milieu“
als Begriff der Sozialwissenschaften etablierte,7 deren Disziplinen ihn sodann
weiter ausdifferenzierten.8

Die stadtsoziologische Auseinandersetzung mit dem Milieu setzte mit der Li-
beralisierung des Bodenrechts und der „von ständischen und zukünftigen Zwän-
gen befreite[n] Markt- und Gewerbeordnung“9 ein. Zusammen mit den aufklä-
rerischen und industriellen Neuerungen des 18. und 19. Jahrhunderts veränderte
sich das Verständnis von der ständisch-feudalen Bodenordnung und die Bürger
entwickelten ein „Milieubewusstsein“, was sich unter anderem in Franz Oppen-
heimers Kritik am Bodenmonopol, Franz Adickes Ideen zur Zonenenteignung
(Lex Adickes) und dem von Adolf Damaschke initiierten Bund Deutscher Boden-
reformer zeigt.10

In diesem Zeitgeist ist sodann auch die Preußische Städteordnung 1808
(„Steinsche Städteordnung“) verabschiedet worden, die mit ihren Rechten zur
aktiven Mitgestaltung des urbanen Gemeinwesens11 den Grundstein für die mo-
derne Bürgerstadt legte.12 Die zunächst noch begrüßte Bodenliberalisierung
zeigte jedoch – im Zusammenspiel mit der rasant fortschreitenden Industrialisie-
rung – auch ihre Kehrseiten. Viktor Aimé Huber beklagte alsbald die einsetzende
Wohnungsnot, Otto von Gierke unterbreitete zu ihrer Bekämpfung Ideen zu Ge-
nossenschaften im städtischen Siedlungswesen und Adolf Damaschke forderte
bald gar die nächste Bodenrechtsreform.13

6 Brasch, in: Zentrum für digitale Lexikographie der deutschen Sprache, 2021, Milieu.
7 Das „soziale Milieu“ beschreibt nach Durkheim „überindividuelle normative Zwänge

und Verpflichtungen“, zitiert nach Hofmann/Rink, in: Schwenk (Hrsg.), Lebensstil zwischen
Sozialstrukturanalyse und Kulturwissenschaft, Bd. VII, 1996, S. 184.

8 Zum Milieubegriff in der Stadtsoziologie Dangschat, in: Dohrendorf (Hrsg.), Soziale
Erhaltungssatzung und ihre Bedeutung für die Stadterneuerung und Stadtentwicklung, 1991,
S. 15 (15); zur Stadtsoziologie Schäfers, Stadtsoziologie, 2. Aufl. 2010, S. 52 f.

9 Schäfers, Stadtsoziologie, 2. Aufl. 2010, S. 53.
10 Im Einzelnen Schäfers, Stadtsoziologie, 2. Aufl. 2010, S. 53 f.
11 Bspw. § 15 Satz 1 Preußische Städteordnung 1808: „Das Bürgerrecht besteht in der Be-

fugnis, städtische Gewerbe zu treiben und Grundstücke im städtischen Polizeibezirk der
Stadt zu besitzen.“

12 Vgl. Conze, Die Preußische Reform unter Stein und Hardenberg – Bauernbefreiung und
Städteordnung, 2. Aufl. 1958.

13 Detailliert bei Schäfers, Stadtsoziologie, 2. Aufl. 2010, S. 53 f.
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Was das Milieu im Speziellen anbelangt, finden sich erste kritische Töne in der
gesellschaftstheoretischen Forschung von Georg Simmel14 zum urbanen Zusam-
menleben aus dem Jahr 1903.15 Simmel fragte sich, welchen Einfluss die verdich-
tete städtische Umgebung auf das Zusammenleben der dort wohnenden Men-
schen habe.16 Dies regte später andere Wissenschaftler an, sich mit der sozial-
planerischen Stadtgestaltung auseinanderzusetzen,17 allen voran Louis Wirth18

mit der von ihm im Jahr 1938 begründeten Chicago School of Sociology.19 Ihr
berühmtester Vertreter, Robert Ezra Park20, entwickelte ein Modell, das für die
spätere Stadtplanung weichenstellend sein sollte. Indem Park die Stadt in eine
Makro-, Meso- und Mikroebene unterteilte,21 gelang es ihm, die Wechselwirkun-
gen zwischen städtebaulicher Veränderung und angestammter Bevölkerung em-
pirisch zu analysieren.22

14 Simmel, in: Hartung (Hrsg.), Essays zur Kulturphilosophie, 2020, S. 65–82; Häußer-
mann, in: Mieg (Hrsg.), Georg Simmel und die aktuelle Stadtforschung, 2011, S. 15 (15–27);
Schnabel, Die soziologische Gesamtkonzeption Georg Simmels, 1974.

15 Wenn auch ohne Wertung im Hinblick auf die Zusammensetzung der Wohnbevölke-
rung, beschrieb Simmel den Großstädter als einen zwar „intellektuellen“, aber auch „blasier-
ten“ und „abgestumpften Vernunftmenschen“, dessen Nervenleben durch die Stadt über-
steigert werde, Simmel, in: Hartung (Hrsg.), Essays zur Kulturphilosophie, 2020, S. 65–82;
näher Spellerberg, in: Breckner/Göschel/Matthiesen (Hrsg.), Stadtsoziologie und Stadtent-
wicklung, 1. Aufl. 2020, S. 183 (184 f.).

16 Später auch Heidegger, Bauen Wohnen Denken – Vorträge und Aufsätze (1954)
Nachdr. 2022, S. 169: „Mensch sein, heißt: als Sterblicher auf der Erde sein, heißt: wohnen.“;
auch Bollnow, Mensch und Raum (1963), 2011, S. 97 f.: „Wohnen heißt also: eine feste Stelle
im Raum haben, an diese Stelle hingehören und in ihr verwurzelt sein. Damit aber der Mensch
an dieser Stelle verweilen, damit es ihm hier behagen kann, darf der ,Ort‘ des Wohnens nicht
als ein bloßer Punkt aufgefasst werden, so wie wir zunächst von einem natürlichen Mittel-
punkt des erlebten Raums gesprochen hatten, auf den alle seine Wege bezogen seien. Um dort
in Muße wohnen zu können, bedarf diese Stelle einer gewissen Ausdehnung.“, ebd., S. 98;
ähnlich Lefebvre, in: Dünne/Günzel (Hrsg.), Raumtheorie, 2006, S. 330 ff.; Lefebvre, La pro-
duction de l’espace, 1974.

17 Häußermann/Siebel, Stadtsoziologie, 2004, S. 42 f.; zu den weiteren Gründungsvätern
der Stadtsoziologie zählen Ferdinand Tönnies und Max Weber, siehe Tönnies, Gemeinschaft
und Gesellschaft – Grundbegriffe der reinen Soziologie, Nachdr. der 8. Aufl. (1935) 2010;
Weber, Die Stadt (1913), Nachdr. 1999 weiterführend Bruhns, in: Müller/Sigmund (Hrsg.),
Max Weber Handbuch, 2020; Überblick bei Eckardt, Soziologie der Stadt, 2004, S. 12.

18 Wirth, AJS 1938, 1 (3); zur urbanen Theorie von Wirth namens „Urbanism as a Way of
Life“, siehe Morris, Urban Sociology, 1968, S. 15–38.

19 Wirth, AJS 1938, 1 (3); Park/Burgess, Introduction to the Science of Sociology, 1970,
S. 252 f.; zur Person: Schäfers, Stadtsoziologie, 2. Aufl. 2010, S. 89; zur Schule: Häußermann/
Siebel, Stadtsoziologie, 2004, S. 3; zur Methodik: Krause, Model Cases. On Canonical Re-
search Objects and Studies, 2021.

20 Zur Methodik Häußermann/Siebel, Stadtsoziologie, 2004, S. 49.
21 Park/Burgess/McKenzie, The City, 1925; kritisch zur Methodik Krause, Model Cases.

On Canonical Research Objects and Sites, 2021.
22 Park, AJS 1939, 1 (3–20) rezipiert von Müller, Die Großstädte und das Mikroleben, in:

SZ v. 21.4.2020.
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In Deutschland sind diese Modelle ab den 1970er Jahren weiterentwickelt
worden,23 ab dem Jahr 1990 insbesondere von Stefan Hradil24 und Gerhard
Schulze.25 Besondere Prominenz erlangte der wirtschaftsgeographische Mili-
eubegriff der frankophonen Forschungsgruppe zur Regionalökonomie, Groupe
de Recherche Européen sur les Milieux Innovateurs (GREMI),26 deren Ansinnen
es war, durch Milieuforschung regionale Innovationspotentiale und Wirtschafts-
förderungsstrategien zu entwickeln.27 Zu diesem Zweck behandelten sie Milieus
erstmals als räumlich klar abgrenzbare Einheiten (Milieu als „Gesamtheit aller
regionalen, von Milieu-Bewusstsein geeinten Schlüsselpersonen und ihrer infor-
mellen wie formellen Beziehungen“).28

Der Begriff „Milieu“ blieb trotz aller Modelle und Definitionsversuche jedoch
unscharf. Eine einheitliche Definition sucht man in der Soziologie und den ver-
wandten Planungsdisziplinen vergebens.29 Abstrakt beschreibt das Milieu eine
zahlenmäßig begrenzte und in einem abgrenzbaren Raum angeordnete Perso-
nengruppe, die sich über messbare soziostrukturelle Daten charakterisiert. Da
sich die Variablen dieser multifaktoriellen Formel nahezu beliebig anordnen und
auslegen lassen, stellt der Begriff beziehungsweise das Phänomen die Rechtswis-
senschaft vor Herausforderungen.

II. Rechtswissenschaftliche Grenzen in der Erfassung von Milieus

Die Bindung der Rechtswissenschaft an Operabilität und Praktikabilität setzt der
rechtswissenschaftlichen Erfassung des Milieus von vornherein unüberwindbare
Grenzen, und zwar in dreierlei Hinsicht: mit Blick auf die Gebietsmäßigkeit, die
Sozialstruktur und die Kontinuität eines Milieus.

23 Friedrichs, Stadtanalyse, 3. Aufl. 1983, S. 20 ff.; Siewert, in: Wehling (Hrsg.), Kommu-
nalpolitik, 1975, S. 43 (56 ff.).

24 Hradil, in: Schwenk (Hrsg.), Lebensstil zwischen Sozialstrukturanalyse und Kulturwis-
senschaft, Bd. VII, 1996, S. 16; zum Werk Dangschat, in: Blasius/Dangschat (Hrsg.), Gen-
trification, 1990, S. 69 (75); zur Methodik Friedrichs/Galster/Musterd, HS 2003, 797 ff.; Mer-
kel, Kreativquartiere, 2008, S. 71.

25 Schulze, Die Erlebnisgesellschaft. Kultursoziologie der Gegenwart, 1992, S. 173.
26 Aydalot, Milieux innovateurs en Europe, 1986; Maillat/Crevoiser/Lecoq, Introduction à

une approche quantitative du Milieu, 1991, S. 356.
27 ARL (Hrsg.), Handwörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung, 2019, S. 1536; ähn-

lich Fromhold-Eisebith, RuR 1999, 168 (169); beispielhaft Landry, The Creative City, 2000,
S. 133; vgl. auch Camagni, Innovation Networks, 1991, S. 3.

28 Fromhold-Eisebith, in: Brunotte et al. (Hrsg.), Lexikon der Geographie, Bd. II, 2002,
S. 271; ARL (Hrsg.), Handwörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung, 2019,
S. 1534–1536; näher Koschatzky, Räumliche Aspekte im Innovationsprozess, 2011, S. 201 f.;
Feldman, Geography of innovation, 1994, S. 13; Malecki, Technology and economic deve-
lopment, 1997, S. 3–5, 253–272; Humphrys, EPA 1993, 293 (293).

29 Schumann, in: Kießler/Korte (Hrsg.), Soziale Stadtplanung, 1975, S. 219 (228).



000037 /tmp/1790599758250/6776 28.09.26 14:49

9II. Rechtswissenschaftliche Grenzen in der Erfassung von Milieus

1. Räumliche Abgrenzbarkeit des Milieus

Die theoretische Soziologie mag aufgrund eines anderen Verständnisses vom
Raum30 auf eine äußere Begrenzung des Milieus verzichten können. Aus recht-
licher Perspektive ist eine räumliche Festsetzung demgegenüber unerlässlich, weil
Maßnahmen zum Milieuschutz naturgemäß in ihrem Anwendungsbereich auf
ein bestimmtes Gebiet begrenzt werden müssen.31

Die Grenze kann sich etwa über bauliche und geographische beziehungsweise
topographische Merkmale (Stadtteile, Straßenzüge, angrenzende Grün- oder
Gewerbeflächen, Flüsse) ergeben.32 Auf diese Weise können Milieus kartogra-
phisch sichtbar gemacht werden.33 Dieses Vorgehen ist der Stadtplanung geläu-
fig, schaffen Satzungen (vor allem Bebauungspläne) doch die gebietsmäßigen
Vorgaben zur Beurteilung der baurechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben. Selbst
wenn keine Erfassung per Satzung erfolgt, bestimmt die „Eigenart der näheren
Umgebung“ die Zulässigkeit (§ 34 BauGB).34 Somit begrenzen äußerliche Gege-
benheiten das Milieu und bestimmen den Bereich, in dem milieuschützende Re-
gelungen gelten. Darin liegt die erste rechtliche Grenze für die Erfassung von
Milieus.

2. Sozialstruktur des Milieus

Neben den baulich-geographischen Spezifika kennzeichnet sich das Milieu durch
seine Sozialstruktur.35 Ihr wohnen wiederum drei verschiedene Elemente inne:

Erstens, die objektbezogenen Sozialindikatoren. Damit ist die baulich-funk-
tionelle Beschaffenheit des eingegrenzten Gebiets im Vergleich zu anderen Ge-
bieten gemeint. Messbare Strukturdaten sind unter anderem die Anzahl der
Miet-, Eigentums- und Sozialwohnungen, die Flächenverteilung, die Höhe des
Mietzinses und die Anzahl der Versorgungseinrichtungen.

30 Zum ontologischen Raumbegriff Werlen, Gesellschaft, Handlung und Raum, 3. Aufl.
1997, S. 230; Weichhart, in: Wöhler (Hrsg.), Tourismusräume, 2010, S. 21 ff.; Läpple, in: Häu-
ßermann (Hrsg.), Stadt und Raum, 1991, S. 168 f.; zum interpretativen Raumbegriff Farwick,
Segregierte Armut in der Stadt, 2001, S. 145.

31 Zum fehlenden physischen Raumbezug Gebhardt, in: Schnur (Hrsg.), Quartiersfor-
schung, 2. Aufl. 2014, S. 113 (115); Definitionen wie diejenige von Willen, wonach ein Quar-
tier „vor der Wohnungstür beginnt und vom individuellen Aktionsradius jedes Menschen
abhängt“, sind nicht operabel, Willen, Annäherungen ans Quartier anlässlich der Projekt-
wertstatt des BBSR 2005, S. 1.

32 Zur Frage nach den Grenzen des Milieus in der wirtschaftsgeographischen Innovati-
onsforschung Koschatzky, Räumliche Aspekte im Innovationsprozess, 2001, S. 206; zur
räumlichen Dimension des Quartiers Ramsauer, Steuerung sozialer und ethnischer Segrega-
tion durch städtebauliche Planungsinstrumente, 2017, S. 43.

33 Visualisierung z. B. bei Bauer/Blickle/Ehmann et al., Die Muster der Ungleichheit, in:
Die Zeit v. 30.1.2023.

34 Zur Bewertung siehe BVerwG, Urt. v. 12.12.1990 – 4 C 40/87, NVwZ 1991, 879 (880).
35 Vgl. Castells, The Urban Question, 1976, S. 97–112.
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Zweitens, die subjektbezogenen Sozialindikatoren. Hierunter fallen alle in der
Wohnbevölkerung liegenden Faktoren, zum Beispiel wirtschaftliche, familiäre
und soziale Kriterien,36 etwa das durchschnittliche Nettoeinkommen, die Kauf-
kraft pro Einwohner, die Dichte der dort ansässigen Wohngeldempfänger, das
Bevölkerungsalter, die Haushaltsgröße etc.

Drittens, die Sozialstruktur des Gebiets, verstanden als die Beziehung der
Bewohner zueinander und die Prägung ihres sozialen Miteinanders durch die
räumlichen Strukturen.37 Dies zu erfassen, ist empirisch kaum möglich. Einzig
Fragen nach dem Nachbarschaftsgefühl können vage Hinweise darauf liefern,
wo sich Menschen als einem Milieu zugehörig identifizieren.38

Die Schwierigkeit der Erfassung resultiert aus der rechtlich ebenfalls weitge-
hend ungeklärten Vorfrage, was „Wohnen“39 bedeuten soll.40 Hierzu haben sich in
der Rechtsprechung allerdings diverse Formeln herausgebildet, die einzelne As-

36 Dabei kann auf Elemente der Sozialraumanalyse zurückgegriffen werden, etwa die Ab-
bildung „sozialer Trends“ über Indizes, dazu Shevky/Bell, in: Atteslander/Hamm (Hrsg.),
Materialien zur Siedlungssoziologie, 1974, S. 125 (127 ff.).

37 Sogenannte „Räumliche Sozialisierungseffekte“, Castells, The Urban Question, 1976,
S. 97–112; Herlyn, in: Herlyn, Stadt- und Sozialstruktur, 1974, S. 16 (17); dieser Gedanke hat
an verschiedenen Stellen Einzug in das BauGB gefunden, bspw. in § 171e BauGB, Reidt, in:
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